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Änderungsantrag 
der Abgeordneten Peter Meiwald, Annalena Baerbock, Bärbel Höhn, Sylvia  
Kotting-Uhl, Oliver Krischer, Christian Kühn (Tübingen), Steffi Lemke,  
Dr. Julia Verlinden, Harald Ebner, Matthias Gastel, Stephan Kühn (Dresden),  
Nicole Maisch, Friedrich Ostendorff, Markus Tressel, Dr. Valerie Wilms und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
– Drucksachen 18/6986, 18/7578 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes  
zur Einführung von Grundsätzen für die Kosten von Wasserdienstleistungen  
und Wassernutzungen sowie zur Änderung des Abwasserabgabengesetzes 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 Nummer 3 § 6a Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Wassernutzungen, insbesondere in den Bereichen Industrie, Haushalte und 
Landwirtschaft, haben zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen ange-
messen beizutragen. Bestimmte Wassernutzungen können hiervon ausgenommen 
werden, wenn die Erreichung der in Absatz 1 genannten Bewirtschaftungsziele nicht 
gefährdet wird.“ 

Berlin, den 16. Februar 2016 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung stellt klar, dass angemessene Beiträge zur Deckung der Kosten von Wasser-
dienstleistungen nicht nur vorgeschrieben werden können, wenn die Bewirtschaftungsziele gefährdet werden. 
Damit findet eine Anpassung an den Wortlaut des Artikels 9 der Richtlinie 2000/60/EG (Wasserrahmenricht-
linie – WRRL) statt. Dies dient auch dazu, Zweifelsfragen bei der Umsetzung zu begegnen. Bestehende oder 
künftige weitergehende Kosten- und Entgeltregelungen sind damit nach wie vor möglich. Damit erfolgt eine 
Anpassung der Vorschrift an das Regel-/Ausnahmeverhältnis des Artikels 9 Absatz 1 Unterabsatz 2 zweiter 
Spiegelstrich in Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 der Richtlinie 2000/60/EG (Wasserrahmenrichtlinie – WRRL) 
und stellt klar, dass in der Regel die Wassernutzung mit Kosten verbunden ist und vom Nutzer getragen werden 
muss. Davon können Nutzer nur dann befreit werden, wenn nachgewiesen ist, dass die in Rede stehende Was-
sernutzung die Bewirtschaftungsziele nicht gefährdet. Diese Regel dient auch dem einfacheren Vollzug, da die 
zuständige Behörde nicht mehr bei jeder Wassernutzung im Einzelfall die Kostenpflichtigkeit begründen muss. 
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